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Bek. Nr. 1 

Stadt Laufen 
 

Haushaltssatzung der Stadt Laufen Landkreis Berchte sgadener Land 
für das Haushaltsjahr 2021 

 
Aufgrund der Art. 63 ff. der Gemeindeordnung (GO) erlässt die Stadt Laufen folgende Haushaltssatzung: 
 

I. 
 

§ 1 
 

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan 2021 der Stadt Laufen wird hiermit festgesetzt; er schließt  
 
im Verwaltungshaushalt  
in den Einnahmen und Ausgaben mit 16.121.000,00 € 
 
und  
 
im Vermögenshaushalt  
in den Einnahmen und Ausgaben mit 7.588.000,00 € 
 
ab. 
 

§ 2 
 

Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsfördermaßnahmen wird auf 0,00 € 
festgesetzt. 
 

§ 3 
 

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt wird auf 950.000,00 € 
festgesetzt. 
 

§ 4 
 

Die Steuersätze (Hebesätze) für nachfolgende Gemeindesteuern werden wie folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 

a. für land- und forstwirtschaftliche Betriebe (A)   310 v. H. 
b. für die Grundstücke (B)     310 v. H. 

 
2. Gewerbesteuer      310 v. H. 
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§ 5 
 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird auf  
 2.300.000,00 € 
festgesetzt. 
 

§ 6 
 

Weitere Vorschriften, die sich auf Einnahmen und Ausgaben und den Stellenplan (§ 6 KommHV) beziehen, werden nicht aufge-
nommen. 
 

§ 7 
 

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2021 in Kraft. 
 
 
Laufen, den 12. März 2021 
Stadt Laufen 
 
Feil , Erster Bürgermeister 
 
 

II. 
 

Die Haushaltssatzung mit samt ihren Anlagen liegt ab dem Tag der Veröffentlichung der Haushaltssatzung bis zur nächsten 
amtlichen Bekanntmachung einer Haushaltssatzung im Rathaus der Stadt Laufen öffentlich während der allgemeinen Dienststun-
den zur Einsichtnahme aus (Art. 65 Abs. 3 GO). 

 
 
Bek. Nr. 2 

Markt Teisendorf 
 

Verordnung über die Sicherung der Gehbahnen im Wint er 
 
Aufgrund des Art. 51 Abs. 4 und 5 des Bayerischen Straßen- und Wegegesetzes (BayStrWG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 5. Oktober 1981 (BayRS 91-1-B), zuletzt geändert durch § 1 des Gesetzes vom 23. Dezember 2020 (GVBl. S. 683) 
erlässt der Markt Teisendorf folgende  
 

Verordnung über die Sicherung der Gehbahnen im Wint er 
 

§ 1 
Inhalt der Verordnung 

 
Diese Verordnung enthält Inhalt und Umfang der Sicherungspflicht auf den öffentlichen Straßen im Markt Teisendorf. 
 

§ 2 
Begriffsbestimmungen 

 
(1) Öffentliche Straßen im Sinne dieser Verordnung sind alle dem öffentlichen Verkehr gewidmeten Straßen, Wege und Plätze 

mit ihren Bestandteilen im Sinne des Art. 2 Nr. 1 BayStrWG und des § 1 Abs. 4 Nr. 1 des Bundesfernstraßengesetzes 
(FStrG) in der jeweiligen Fassung. Hierzu gehören insbesondere die Fahrbahnen, die Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicher-
heitsstreifen, die Geh- und Radwege und die der Straße dienenden Gräben, Böschungen, Stützmauern und Grünflächen. 

 
(2) Gehbahnen sind: 

 

a) die für den Fußgängerverkehr bestimmten, befestigten und abgegrenzten Teile der öffentlichen Straßen oder 
 
b) in Ermangelung einer solchen Befestigung oder Begrenzung die dem Fußgängerverkehr dienenden Teile am Rande 

der öffentlichen Straßen in der Breite von 1,0 m gemessen vom Fahrbahnrand aus. 
 
(3) Geschlossene Ortslage ist der Teil des Gemeindegebietes, der in geschlossener oder offener Bauweise zusammenhän-

gend bebaut ist. Einzelne unbebaute Grundstücke, zur Bebauung ungeeignetes oder ihr entzogenes Gelände oder einsei-
tige Bebauung unterbrechen den Zusammenhang nicht. 

 
§ 3 

Sicherungspflicht 
 
(1) Zur Verhütung von Gefahren für Leben, Gesundheit, Eigentum oder Besitz haben die Eigentümer und die zur Nutzung 

dinglich Berechtigten von Grundstücken, die innerhalb der geschlossenen Ortslage an öffentliche Straßen angrenzen (Vor-
derlieger) oder über öffentliche Straßen mittelbar erschlossen werden (Hinterlieger), die in § 7 bestimmten Abschnitte der 
Gehbahnen der an ihr Grundstück angrenzenden oder ihr Grundstück mittelbar erschließenden öffentlichen Straßen (Si-
cherungsfläche) auf eigene Kosten in sicherem Zustand zu erhalten. 

 
(2) Grundstücke werden über diejenigen Straßen mittelbar erschlossen, zu denen über dazwischenliegende Grundstücke in 

rechtlich zulässiger Weise Zugang oder Zufahrt genommen werden darf. 
 

(3) Grenzt ein Grundstück an mehrere öffentliche Straßen an oder wird es über mehrere öffentliche Straßen mittelbar erschlos-
sen oder grenzt es an eine öffentliche Straße an, während es über eine andere Straße mittelbar erschlossen wird, so 
besteht die Verpflichtung für jede dieser Straßen. 
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(4) Die Sicherungspflicht besteht für Vorderlieger an einer öffentlichen Straße nicht, wenn sie zu dieser aus tatsächlichen oder 
aus rechtlichen Gründen keinen Zugang und keine Zufahrt nehmen können. 

 
(5) Keine Sicherungspflicht trifft ferner die Vorder- oder Hinterlieger, deren Grundstücke einem öffentlichen Verkehr gewidmet 

sind, soweit auf diesen Grundstücken keine Gebäude stehen. 
 
(6) Zur Nutzung dinglich Berechtigte im Sinne des Abs. 1 sind die Erbbauberechtigten, die Nießbraucher, die Dauerwohn- und 

Dauernutzungsberechtigten und die Inhaber eines Wohnungsrechts nach § 1093 BGB. 
 

§ 4 
Gemeinsame Sicherungspflicht der Vorder- und Hinter lieger 

 
(1) Die Vorderlieger tragen gemeinsam mit den ihnen zugeordneten Hinterliegern die Sicherungspflicht für ihre Sicherungsflä-

che. Sie bleiben auch dann gemeinsam verantwortlich, wenn sie sich zur Erfüllung ihrer Pflichten anderer Personen oder 
Unternehmen bedienen; das gleiche gilt auch für den Fall, dass Vereinbarungen nach § 5 abgeschlossen sind. 

 
(2) Ein Hinterlieger ist dem Vorderlieger zugeordnet, über dessen Grundstück die Person Zugang oder Zufahrt zu derselben 

öffentlichen Straße nehmen darf, an die auch das Vorderliegergrundstück angrenzt. 
 

§ 5 
Aufteilung der Sicherungspflicht bei Vorder- und Hi nterliegern 

 
(1) Es bleibt den Vorder- und Hinterliegern überlassen, die Aufteilung der auf sie treffenden Arbeiten untereinander durch 

Vereinbarung zu regeln.  
 
 (2) Kommt eine Vereinbarung nicht zustande, so kann jeder Vorder- oder Hinterlieger eine Entscheidung der Gemeinde über 

die Reihenfolge und die Zeitdauer, in der sie ihre Arbeiten zu erbringen haben, beantragen. Unterscheiden sich die Grund-
stücke der einander zugeordneten Vorder- und Hinterlieger hinsichtlich der Flächen wesentlich, so kann die Entscheidung 
beantragt werden, dass die Arbeiten nicht in gleichen Zeitabständen zu erbringen sind, sondern dass die Zeitabschnitte in 
demselben Verhältnis zueinanderstehen, wie die Grundstücksflächen. 

 
§ 6 

Sicherungsarbeiten 
 
(1) Die Vorder- und Hinterlieger haben die Sicherungsfläche an Werktagen ab 7.00 Uhr und an Sonn- und gesetzlichen Feier-

tagen ab 8.00 Uhr von Schnee zu räumen und bei Schnee-, Reif- oder Eisglätte mit Sand oder anderen geeigneten Mitteln, 
jedoch nicht mit ätzenden Stoffen, zu bestreuen oder das Eis zu beseitigen. Diese Sicherungsmaßnahmen sind bis        
20.00 Uhr so oft zu wiederholen, wie es zur Verhütung von Gefahren für Leben, Gesundheit, Eigentum oder Besitz erfor-
derlich ist. 

 
(2) Der geräumte Schnee oder die Eisreste (Räumgut) sind neben der Gehbahn so zu lagern, dass der Verkehr nicht gefährdet 

oder erschwert wird. Ist das nicht möglich, haben die Vorder- und Hinterlieger das Räumgut spätestens am folgenden Tag 
von der öffentlichen Straße zu entfernen. Die Gemeinde stellt für die Ablagerung einen geeigneten Platz zur Verfügung, 
auf den in ortsüblicher Weise hingewiesen wird. Abflussrinnen, Hydranten, Kanaleinlaufschächte und Fußgängerüberwege 
sind bei der Räumung freizuhalten. 

 
(3)  Im Falle von Gehbahnen die nicht unmittelbar an Wohngrundstücke anliegen und bei extremen Schneefall, kann, mit Zu-

stimmung des Marktes Teisendorf, mit den betroffenen Räum- und Streupflichtigen eine an die Situation angepasste 
Schneeräumung durch den Winterdienst und die Anwohner erfolgen. Die gesonderte Vereinbarung befreit nicht von der im 
Normalfall geltenden Pflicht nach Absatz 1 und 2.  

 
§ 7 

Sicherungsfläche 
 
(1) Sicherungsfläche ist die vor dem Vorderliegergrundstück liegende Gehbahn. 
 
(2) Bei einem Eckgrundstück erstreckt sich die Sicherungsfläche nach Abs. 1 auf den ganzen, das Eckgrundstück umschlie-

ßenden Teil der öffentlichen Straße. 
 

§ 8 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Gemäß Art. 66 Nr. 5 BayStrWG kann mit einer Geldbuße belegt werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen den §§ 3 bis 6 
die Gehbahnen nicht oder nicht rechtzeitig sichert. 
 

§ 9 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt eine Woche nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung vom 2. August 2004 außer 
Kraft. 
  
 
Teisendorf, den 1. März 2021 
Markt Teisendorf 
 
Thomas Gasser , Erster Bürgermeister 
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Bek. Nr. 3 
Gemeinde Bayerisch Gmain 

 
Haushaltssatzung der Gemeinde Bayerisch Gmain 

Landkreis Berchtesgadener Land für das Haushaltsjah r 2021 
 
Auf Grund der Art. 63 ff. der Gemeindeordnung erlässt die Gemeinde Bayerisch Gmain folgende Haushaltssatzung: 
 

I. 
 

§ 1 
 

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2021 wird hiermit festgesetzt; er schließt 
 

1. im Ergebnishaushalt  mit  

 dem Gesamtbetrag der Erträge von 7.275.660 €

 dem Gesamtbetrag der Aufwendungen von 7.658.974 €

 und dem Saldo (Jahresergebnis) von -383.314 €
    

2. im Finanzhaushalt  

 a) aus laufender Verwaltungstätigkeit mit  

  dem Gesamtbetrag der Einzahlungen von 6.432.450 €

  dem Gesamtbetrag der Auszahlungen von 6.459.734 €

  und einem Saldo von -27.284 €
    

 b) aus Investitionstätigkeit mit  

  dem Gesamtbetrag der Einzahlungen von 851.300 €

  dem Gesamtbetrag der Auszahlungen von 2.343.400 €

  und einem Saldo von -1.492.100 €
    

 c) aus Finanzierungstätigkeit mit  

  dem Gesamtbetrag der Einzahlungen von 0 €

  dem Gesamtbetrag der Auszahlungen von 94.776 €

  und einem Saldo von -94.776 €
    

 d)  und dem Saldo des Finanzhaushalts von -1.614.160 €
 
ab. 
 

§ 2 
 

1. Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen der Gemeinde sind nicht vorgesehen. 
 

2. Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen der Gemeindewerke sind nicht vorgesehen. 
 

§ 3 
 

1. Verpflichtungsermächtigungen zur Leistung von Auszahlungen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen der 
Gemeinde in künftigen Jahren werden nicht festgesetzt. 
 

2. Verpflichtungsermächtigungen zur Leistung von Auszahlungen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen der 
Gemeindewerke in künftigen Jahren werden nicht festgesetzt. 

 
§ 4 

 
Die Steuersätze (Hebesätze) für nachstehende Gemeindesteuern wurden in der Hebesatzsatzung vom 30.11.2015 wie folgt fest-
gesetzt: 
 
1. Grundsteuer  
 a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (A)       310 v. H. 
 b) für die Grundstücke (B)       310 v. H. 
    

2. Gewerbesteuer 310 v. H. 
 

§ 5 
 

1.  Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung 
von Auszahlungen nach dem Haushaltsplan wird festgesetzt auf:  500.000 € 
 

2.  Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung 
 von Auszahlungen nach dem Wirtschaftsplan der Gemeindewerke 

wird festgesetzt auf:  250.000 € 
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§ 6 
 

Weitere Vorschriften, die sich auf die Einnahmen und Ausgaben und den Stellenplan beziehen, werden nicht aufgenommen. 
 

§ 7 
 

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2021 in Kraft. 
 
 
Bayerisch Gmain, den 9. März 2021 
Gemeinde Bayerisch Gmain 
 
Wierer , Erster Bürgermeister 
 
 

II. 
 
Die Haushaltssatzung mit samt ihren Anlagen liegt ab dem Tag der Veröffentlichung der Haushaltssatzung bis zur nächsten 
amtlichen Bekanntmachung einer Haushaltssatzung im Rathaus der Gemeinde Bayerisch Gmain im Zimmer 9 öffentlich während 
der allgemeinen Dienststunden zur Einsicht aus (Art. 65 Abs. 3 GO). 
 
 
 
 
 
 
 
 

 


